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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten und den Ausschuss für internationalen Handel als federführende 
Ausschüsse, folgende Vorschläge in ihren Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass mit dem Handels- und Kooperationsabkommen zwischen der EU 
und dem Vereinigten Königreich Präferenzregelungen in Bereichen wie Handel mit 
Waren und Dienstleistungen, geistiges Eigentum, digitaler Handel, Straßenverkehr und 
Luftfahrt, Vergabe öffentlicher Aufträge, Energie, Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit, Strafverfolgung und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen, 
Fischerei, Wettbewerb, Mobilität, Investitionen, thematische Zusammenarbeit und 
Teilnahme an EU-Programmen eingeführt wurden;

B. in der Erwägung, dass die Auswirkungen des Austritts des Vereinigten Königreichs aus 
der EU von EU-Region zu EU-Region unterschiedlich sind und dass die Auswirkungen, 
die das Handels- und Kooperationsabkommen auf regionaler und lokaler Ebene hat, 
noch nicht bekannt sind;

C. in der Erwägung, dass sich der Handel der EU mit dem Vereinigten Königreich nach 
der COVID-19-Pandemie trotz des Handels- und Kooperationsabkommens im 
Vergleich zum Handel mit anderen Drittländern nur langsam erholt, was den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in bestimmten EU-Regionen 
beeinträchtigen kann;

D. in der Erwägung, dass sich der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU negativ 
auf die an Interreg-Projekten, einschließlich im Bereich des grenzüberschreitenden 
Umweltschutzes und der Bekämpfung des Klimawandels, beteiligten Regionen und 
Partner ausgewirkt hat und die territoriale und grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
sowie die bestehenden Beziehungen zwischen den verschiedenen Regionen und Städten 
der EU und des Vereinigten Königreichs insgesamt gefährdet;

E. in der Erwägung, dass der territoriale Aspekt der Beziehungen zwischen dem 
Vereinigten Königreich und der EU im Handels- und Kooperationsabkommen nicht 
ausgestaltet wird;

F. in der Erwägung, dass die Kommission und die Regierung des Vereinigten Königreichs 
am 27. Februar 2023 eine politische Einigung über den Windsor-Rahmen erzielt haben, 
der ein umfassendes Paket gemeinsamer Lösungen zur endgültigen Bewältigung der 
praktischen Herausforderungen, mit denen die Bürgerinnen und Bürger und die 
Unternehmen Nordirlands konfrontiert sind, sowie die Verpflichtung enthält, das 
Karfreitagsabkommen in allen seinen Dimensionen zu erhalten;

G. in der Erwägung, dass der Windsor-Rahmen ein breites Spektrum von Bereichen 
abdeckt, beispielsweise das Zollwesen, den Agrar- und Lebensmittelsektor, 
Arzneimittel, staatliche Beihilfen, Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuern;

1. weist darauf hin, dass das Handels- und Kooperationsabkommen trotz seines fehlenden 
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regionalen Aspekts einen allgemeinen Rahmen für die Teilnahme des Vereinigten 
Königreichs an EU-Programmen vorsieht; bedauert insbesondere den allgemeinen 
Mangel an Interreg-Programmen mit dem Vereinigten Königreich als Drittland-Partner; 
bekräftigt seine Forderung1 nach einer Auslotung von Möglichkeiten für die Teilnahme 
von Teilen des Vereinigten Königreichs an kohäsionspolitischen Programmen der EU;

2. ist der Ansicht, dass für die subnationale Zusammenarbeit zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich in Bereichen von beiderseitigem Interesse, etwa in den 
Bereichen Einwanderung, Mobilität – unter anderem von Militärpersonal und 
Militärgütern –, nachhaltige Bewirtschaftung der Nordsee, des Ärmelkanals und der 
Irischen See, Handel, Klimaschutz, Bildung, Digitalisierung, Menschenrechte und 
soziale Rechte sowie Sicherheit, ein ungenutztes Potenzial besteht; unterstützt den 
Dialog und die strategische Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Vereinigten 
Königreich in Bezug auf die dringendsten gemeinsamen Herausforderungen und betont, 
dass Synergien geschaffen und Initiativen für die bilaterale und multilaterale 
Zusammenarbeit zwischen Regionen der EU und des Vereinigten Königreichs wie 
beispielsweise das Straits Committee unterstützt werden müssen, und zwar 
gegebenenfalls durch ein spezielles Programm der EU für die interregionale 
Zusammenarbeit, sofern die Regierung des Vereinigten Königreichs einen finanziellen 
Beitrag zu diesem Programm leistet und die teilnehmenden Regionen gebührend 
konsultiert und in seine Entwicklung einbezogen werden;

3. fordert einen ausgewogenen und koordinierten Ansatz zur Verwirklichung der Ziele des 
europäischen Grünen Deals und der Unabhängigkeit bei der Energieversorgung für die 
EU und das Vereinigte Königreich; unterstreicht die Bedeutung der technologischen 
Zusammenarbeit, der Entwicklung von Kompetenzen und des Austauschs von Daten im 
Energiesektor sowie der Zusammenarbeit bei der Forschung und Entwicklung in den 
Bereichen kritische Technologien, Technologien zur Kohlenstoffabscheidung, 
Wasserstoff, erneuerbare Energien und Kernenergie; ist der Ansicht, dass gemeinsame 
Regeln für erneuerbare Offshore-Energiequellen und Kernenergie, Technologien zur 
Kohlenstoffabscheidung, Gas, Wasserstoff und Pipeline-Infrastrukturen von 
entscheidender Bedeutung sind, um Handelsabkommen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich zu erleichtern; fordert ein koordiniertes Vorgehen der EU und 
des Vereinigten Königreichs bei der Entwicklung kritischer Infrastruktur, um deren 
Robustheit zu stärken und das Risiko von Ausfällen von Infrastrukturen und der 
Energieversorgung zu verringern, wobei dies auch den Ausbau des Offshore-Netzes 
einschließen muss, da erneuerbare Energiequellen ein großes Potenzial bergen und dies 
für die EU und die betreffenden Länder seit Langem eine Priorität im Energiebereich 
darstellt;

4. nimmt die für eine potenzielle Teilnahme des Vereinigten Königreichs an Programmen 
von Horizont Europa geltenden „Übergangsregelungen“ zur Kenntnis und bedauert, 

1 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 28. April 2021 zu dem Entwurf eines Beschlusses 
des Rates über den Abschluss des Handels- und Kooperationsabkommens im Namen der Union zwischen der 
Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland andererseits und über den Abschluss des Abkommens zwischen der 
Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland über die 
Sicherheitsverfahren für den Austausch und den Schutz von Verschlusssachen (ABl. C 506 vom 15.12.2021, 
S. 159).
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dass keine Finanzhilfevereinbarungen unterzeichnet werden können, da sie an die 
Assoziierung des Vereinigten Königreichs mit den Programmen geknüpft sind; fordert 
die Kommission und die Regierung des Vereinigten Königreichs auf, rasch zu einer 
fairen, ausgewogenen und für beide Seiten nutzbringenden Einigung über die 
Assoziierung des Vereinigten Königreichs mit dem Programm Horizont Europa zu 
gelangen, die auf einem vereinbarten Regelwerk zu finanziellen Rechten und Rechten 
des geistigen Eigentums beruht;

5. bedauert, dass das Vereinigte Königreich nicht am Programm Erasmus+ teilnimmt, und 
ersucht das Vereinigte Königreich, seinen Standpunkt hinsichtlich der Assoziierung mit 
diesem Programm zu überdenken, wodurch seine Möglichkeiten für den Austausch und 
Kooperationsprojekte im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung verbessert 
würden;

6. fordert eine Stärkung der Zusammenarbeit im Bereich der Cybersicherheit, da diese 
sowohl in der EU als auch im Vereinigten Königreich Auswirkungen auf zahlreiche 
Bereiche von gegenseitigem Interesse hat, insbesondere auf die Bereiche Digitales, 
Finanzen, Informationstechnologie, Verteidigung, Energie sowie Forschung und 
Entwicklung;

7. bedauert die Spannungen, die in Nordirland infolge der Umsetzung des Protokolls zu 
Nordirland entstanden sind, und begrüßt, dass eine Einigung – der sogenannte Windsor-
Rahmen – erzielt wurde, durch die die Probleme bei der Umsetzung behoben werden 
sollen; hofft, dass der Windsor-Rahmen dazu beitragen wird, die Beziehungen zwischen 
den Parteien zu stärken, indem er dafür sorgt, dass sie das Potenzial des Handels- und 
Kooperationsabkommens voll ausschöpfen können;

8. begrüßt das anhaltende Engagement der Regierung des Vereinigten Königreichs für das 
Programm PEACE, das bei der Zusammenarbeit zwischen Nordirland und den 
Grenzregionen Irlands eine Schlüsselrolle spielt; stellt fest, dass das Programm PEACE 
PLUS 2021-2027 von der Kommission im Juli 2022 förmlich angenommen wurde;

9. betont, dass es wichtig ist, die Auswirkungen des Handels- und 
Kooperationsabkommens – einschließlich der sozialen Auswirkungen – auf regionaler 
Ebene zu quantifizieren, um maßgeschneiderte Maßnahmen zugunsten der am stärksten 
betroffenen Regionen und der dortigen Gemeinschaften und privaten und öffentlichen 
Geschäftstätigkeiten ergreifen zu können; fordert insbesondere, dass kleine und mittlere 
Unternehmen, die in Grenzregionen niedergelassen sind und deren Geschäftstätigkeiten 
in besonderem Maße vom Markt im Vereinigten Königreich abhängig sind, gezielt 
unterstützt werden;

10. weist darauf hin, dass im Rahmen der Handelsbeziehungen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich den vier vom Ausschuss der Regionen definierten 
Wirtschaftszweigen2, die am stärksten von den Auswirkungen des Brexit betroffen sein 
könnten, besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte, nämlich Fahrzeugen, 
Elektromaschinen, Holzerzeugnissen und Möbeln sowie landwirtschaftlichen 

2 Studie des Ausschusses der Regionen zu dem Thema „New trade and economic relations between EU-UK: the 
impact on regions and cities“ (Neue Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich: die Auswirkungen auf die Regionen und Städte), 2022. 

https://cor.europa.eu/en/engage/studies/Documents/New%20trade%20and%20economic%20relations%20between%20EU_UK%20the%20impact%20on%20regions%20and%20cities.pdf
https://cor.europa.eu/en/engage/studies/Documents/New%20trade%20and%20economic%20relations%20between%20EU_UK%20the%20impact%20on%20regions%20and%20cities.pdf
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Erzeugnissen;

11. fordert eine stärkere Beteiligung der dezentral verwalteten Gebiete Nordirlands, 
Schottlands und Wales’ an der Parlamentarischen Partnerschaftsversammlung EU-
Vereinigtes Königreich;

12. fordert die Kommission auf, regionale und lokale Gebietskörperschaften sowie 
Organisationen der Zivilgesellschaft angemessen in die Kontrolle der Umsetzung des 
Handels- und Kooperationsabkommens einzubeziehen; schlägt vor, dass die EU und das 
Vereinigte Königreich im Rahmen des Handels- und Kooperationsabkommens eine 
Einrichtung der Zusammenarbeit für lokale und regionale Gebietskörperschaften 
schaffen, um die Kommunikation und die Zusammenarbeit zu stärken.
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